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Nukleare Aufrüstung –  

konsensual? 

Wir leben in einem Zeitalter der Aufrüstung. Die 
Doktrin der Mutually Assured Destruction (MAD), 
also die Prämisse der Sicherung des Friedens 
über die Aufrechterhaltung eines Gleichge-
wichts des Schreckens, gewinnt wieder an Zu-
spruch, der INF-Vertrag wurde aufgekündigt, 
und weltweit findet eine massive Vergrößerung 
und Modernisierung der nuklearen Arsenale 
statt. Nicht erst seit der Wahl Donald Trumps 
zum Präsidenten der Vereinigten Staaten von 
Amerika nehmen die staatlichen Rüstungsaus-
gaben massiv zu; doch seit 2017 kann getrost 
von einer exponentiellen Zunahme gespro-
chen werden. Dies gilt insbesondere für die 
NATO-Staaten, deren jährliche Gesamtausga-
ben für Rüstung sich seitdem um mehr als hun-
dert Milliarden US-Dollar erhöht haben.1 Eines 
der größten Probleme hieran: Dieses Vorgehen 
wird oft gegen den Willen der Mehrheit der Be-
völkerung von den Parlamenten durchgesetzt.2  
Diese Tendenz gilt nicht nur für Gesamtrüs-
tungszahlen, sondern insbesondere auch für 
die Finanzierung von Nuklearwaffen zur Auf-
rechterhaltung bzw. Vergrößerung des soge-
nannten nuklearen Schutzschildes. So sind für 
die Jahre 2019 bis 2028 insgesamt knapp 500 
Milliarden US-Dollar für nukleare Rüstungspro-
gramme im US-Budget vorgesehen, während 
diese Ausgaben in der vorangegangenen De-
kade noch bei rund 400 Milliarden US-Dollar 
lagen.3 

Ähnliche Entwicklungen können wir auch in 
Europa beobachten. Basierend auf der Argu-
mentation, dass durch den Brexit Frankreich 
der einzig verbleibende Mitgliedsstaat in der 
Europäischen Union ist, der über ein eigenes 
Atomarsenal verfügt, setzt die französische Re-
gierung auf höhere Ausgaben zum Ausbau des 
Arsenals und plant, rund zehn Prozent ihres 
Rüstungsetats für nukleare Rüstung einzuset-
zen.4 Dieser Zugzwang entsteht auch durch 
einen politisch forcierten Aufrüstungsprozess, 
welcher ein multipolar gewordenes  Gleichge-
wicht des Schreckens befördert, das in einer 
Kontinuität der Abschreckung durch Block-

WE ARE THE BOMB
OPAKE FINANZSTRÖME  
UND UNWISSENTLICHE  

BETEILIGUNG AN  
NUKLEARER RÜSTUNG  

Abstract

Mangelnde Kontrolle von oftmals undurchschaubaren Kapital- 

strömen ermöglicht es Kapitalverwaltungsgesellschaften, in  

nukleare Rüstungskonzerne zu investieren, meist ohne dass dies 

den Anlegerinnen und Anlegern bewusst ist. Die Kampagne  

„Don’t bank on the bomb“ der Organisation ICAN setzt sich für  

Divestment aus Nuklearwaffen ein und hat sich zum  

Ziel gesetzt, Transparenz in die Finanzströme international  

agierender nuklearer Rüstungskonzerne zu bringen.

Mit den United Nations Principles for Responsible Investments 

(UNPRI) existieren zwar Prinzipien für verantwortungsbewusste 

Kapitalanlagen, die sogenannte ESG-Kriterien (Environment, 

Social, Governance) enthalten, doch können Unternehmen nur 

zur selbstverpflichtenden Befolgung dieser Prinzipien angehalten 

werden. Bei genauerer Betrachtung fallen auch Kapitalströme von 

deutschen Unternehmen zu Rüstungskonzernen auf, die mitunter 

an nuklearen Rüstungsprojekten beteiligt sind. Oftmals wissen bei-

spielsweise Versicherungsnehmer oder Bankkunden nicht, dass sie 

durch ihre Einlagen indirekt nukleare Aufrüstung unterstützen.

Der geeignetste Weg zur internationalen Ächtung von Atomwaf-

fen bleibt der politische Weg, auf dem durch die Verabschiedung 

des Atomwaffenverbotsvertrags schon eine beachtliche Strecke 

zurückgelegt wurde. Dies bleibt auch bei international agierenden 

Finanzmarktakteuren nicht unbemerkt, die insbesondere nach der 

Krise 2007/2008 besonderes Augenmerk auf Imagepflege legen und 

deshalb womöglich die Finanzierung nuklearer Rüstung unter-

lassen. Dennoch wird dies allein kaum ausreichend sein. Um die 

Finanzierung von nuklearen Rüstungskonzernen unattraktiv zu 

machen, müssen individuelle, gesellschaftliche und strukturelle 

Maßnahmen ineinandergreifen, denn die nukleare Rüstungsindus-

trie wird nicht freiwillig die Produktion einstellen – genauso wenig 

wie die Finanzbranche von sich aus Investitionen in die lukrative 

Branche der Massenvernichtungswaffen aussetzen wird.
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bildung im Sinne des Kalten Krieges zu inter-
pretieren ist. Unterstützung bekommt diese 
Logik auch von deutscher Seite, sowohl von 
Politiker_innen als auch von anderen Persön-
lichkeiten des öffentlichen Lebens wie Wolf-
gang Ischinger5. Hierzulande finden weiterhin 
Debatten statt, ob der deutsche Staat neue und 
kostspielige Trägersysteme für die in Büchel 
stationierten Nuklearwaffen anschafft. Sollte 
die Entscheidung dazu getroffen werden, wäre 
auch diese klar gegen den mehrheitlichen Wil-
len der Bevölkerung getroffen; rund 60 Prozent 
der Befragten lehnen die Anschaffung Umfra-
gen zufolge ab.6

Diese Ausgaben lassen sich dem Bereich der 
staatlichen Finanzierung nuklearer Rüstung 
zuordnen; dies ist jedoch nicht der einzige 
Zugang von Nuklearwaffenproduzenten zu Fi-
nanzmitteln. Neben staatlicher gibt es auch die 
Möglichkeit der kapitalmarktbasierten Finan-
zierung, auf welche ein Großteil der Atomwaf-
fenkonzerne zugreifen. Daran ist insbesondere 
problematisch, dass auch Menschen daran be-
teiligt werden, welche sich aktiv gegen nuklea-
re Aufrüstung aussprechen – dass wir also von 
einer nicht konsensualen Einbindung in die 
Herstellung und Bereitstellung von Massenver-
nichtungswaffen sprechen müssen. Im Gegen-
satz zur staatlichen Rüstungsfinanzierung, wel-
che in Nationalstaaten mit parlamentarischer 
Demokratie einem demokratischen Kontroll-
moment und einem gewissen Maß an Trans-
parenz unterliegt, kommen diese Merkmale bei 
der kapitalmarktbasierten Finanzierung nicht 
zum Tragen.  

Es sei hier kurz klargestellt, dass Unterneh-
men wie Boeing als Atomwaffenproduzen-
ten zu klassifizieren sind. Zwar produziert der 
Konzern für die zivile Luftfahrt, ist jedoch unter 
anderem auch in die Entwicklung und die Her-
stellung verschiedener Raketen mit nuklearen 
Sprengköpfen verwickelt. Diese weit gefasste 
Klassifikation ist zum einen wichtig, da kein 
Konzern der Welt autonom Atomwaffen produ-
ziert, sondern immer nur Komponenten. Diese 
Teile stellen zwar als einzelne noch keine nuk-
leare Bedrohung dar, doch zusammengesetzt 
bilden sie Nuklearwaffen. Zum anderen muss 
beachtet werden, dass, sobald ein Teil des Kon-
zerns für die Produktion von Nuklearwaffen 

verantwortlich zeichnet, bei einer Investition in 
den Gesamtkonzern niemals ausgeschlossen 
werden kann, dass nicht auch ein Teil des Ka-
pitals für den Rüstungsbereich eingesetzt wird.

Finanzströme im Zeitalter  

passiver Indexfonds

Zum besseren Verständnis dieses Finanzie-
rungsmechanismus müssen wir uns mit ak-
tuellen Entwicklungen auf den globalen Fi-
nanzmärkten beschäftigen. Die vermutlich 

wichtigste Veränderung neben der stetigen Zu-
nahme der Bedeutung von Finanzmärkten der 
letzten Jahre ist der Umschwung weg von aktiv 
gemanagten Hedgefonds hin zu passiv verwal-
teten Indexfonds. 

Noch bis mindestens 2007 war auf den Fi-
nanzmärkten die Überzeugung dominant, 
dass einzelne Player besser abschneiden 
können als der Marktdurchschnitt. Auf dieser 
Annahme beruhte das Anlagemodell von ak-
tiven Fonds; hoch bezahlte Spekulant_innen 
verwalten große Mengen Kapital, das ihnen 
im Gegenzug für das Versprechen einer über-
durchschnittlichen Rendite in Verwahrung ge-
geben wurde. Dieses Geld investierten sie in 
von ihnen als besonders gewinnträchtig ein-
gestufte Anlagen, deren Risikoprofil von den 
Wünschen der Anleger_innen abhängt. 

Da dieses Modell immer stärkere Verbrei-
tung fand, versuchten in der Konsequenz 
immer mehr Finanzmarktakteure, eine bes-
sere Rendite als die des Marktdurchschnitts 
zu erwirtschaften. Dies führte dazu, dass zu 
einem gewissen Punkt eine Mehrheit der An-
bieter_innen von Fonds damit warben, besser 
als der Durchschnitt zu sein. Dass dies bereits 
rein logisch nicht funktionieren kann, scheint 
relativ offensichtlich. Ein weiterer Nachteil 
an diesem Modell sind die hohen (Personal-)
Kosten, welche durch den Einsatz sehr gut be-
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zahlter Spekulant_innen entstehen und die 
Rendite weiter schmälern. 

Im Zuge der Veränderung von Finanzmarkt-
strukturen nach der fortlaufenden Krise von 
2007 wurde eine stetig wachsende Menge an 
Kapital aus aktiv gemanagten Fonds in pas-
sive Fonds übertragen. Wir sprechen im Zeit-
raum von 2006 bis 2018 über eine Summe 
von ca. 3,2 Billionen US-Dollar.7 Dies bedeutet 
zwar nicht das Aussterben der aktiv gemanag-
ten Hochrisiko-Hedgefonds; ihre Bedeutung 
schwindet jedoch stetig. 

Unter dem Begriff passive Indexfonds wer-
den einige Fondsarten zusammengefasst; et-
was bekannter sind zum Beispiel die Begriffe 
Exchange Traded Funds (ETF) oder Index Mu-
tual Funds. Die größten Anbieter dieser Dienst-
leistungen sind BlackRock, Vanguard und 
StateStreet. Insgesamt verwalten sie ein Ver-
mögen von über elf Billionen US-Dollar; addiert 
man ihre Portfolios, halten sie bei über 40 Pro-

zent aller börsennotierten US-amerikanischen 
Unternehmen die größten Anteile.8

Diese Fonds zeichnen sich im Gegenteil zu 
aktiv gemanagten dadurch aus, nicht darauf 
zu wetten, besser als der Marktdurchschnitt 
zu sein; stattdessen versuchen sie, ebenje-
nen möglichst exakt abzubilden. Dies bietet 
gegenüber dem aktiven Modell einige Vortei-
le; unbedingt zu nennen sind die deutlich ge-
ringeren (Personal-)Kosten und das geringere 
Ausfallrisiko. Kritisch zu sehen sind das gege-
benenfalls steigende systemische Risiko und 
die starke Markt- und Machtkonzentration bei 
einigen wenigen Anbietern. Weiterhin führt die-
ser Mechanismus dazu, dass Finanzströme und 
bewusstes Investieren gemäß moralischen An-
liegen, wie zum Beispiel der Ächtung nuklearer 
Waffen, komplizierter werden. 

Als Instrument für die Anlagen werden Indi-
zes bzw. Abbildungen dieser verwendet. Doch 
was genau ist ein Index? Als Beispiel kann hier 
der Deutsche Aktien Index (DAX) dienen. Dieser 

bildet den Wertverlauf der Aktien der 30 größ-
ten und liquidesten börsennotierten Unterneh-
men in Deutschland ab. Die Wertentwicklung 
des DAX ist, wie häufig fälschlicherweise ange-
nommen, kein Maßstab der realökonomischen 
Entwicklung in Deutschland, sondern beti-
telt den spekulativ angenommenen Wert von 
30 Unternehmen, die durch die oben beschrie-
benen Kriterien definiert werden. Neben dem 
DAX gibt es noch zahlreiche andere Indizes mit 
einer Vielfalt an unterschiedlichen Definitions-
merkmalen, weitere Bekannte sind z. B. der 
Dow-Jones-Index, der S&P500, der MSCI World 
Index oder der Nikkei225. 

Es ist wichtig zu beachten, dass Indizes nicht 
mit dem Urknall entstanden, sondern Produk-
te privatwirtschaftlicher Indexprovider sind, 
welche die genauen Kriterien und den Berech-
nungsvorgang entscheidender Kennzahlen 
festlegen. Auch dieser Markt ist hochkonzent-
riert. Im Falle des DAX ist der Anbieter die Deut-
sche Börse AG. 

Doch inwiefern hängt dies mit der Finan-
zierung nuklearer Rüstung zusammen? Ganz 
einfach: Nuklearwaffenproduzenten sind in 
einigen Indizes gelistet, wodurch diesen über 
den Investitionsmechanismus der passiven 
Indexfonds erhebliche Summen Kapital aus 
verschiedensten Kapitalverwaltungsgesell-
schaften zufließen. Zum jetzigen Zeitpunkt 
erfolgt die Finanzierung zwar noch zu einem 
wesentlichen Teil über direkte Kredite und Be-
teiligungen; wenn die Entwicklungen an den Fi-
nanzmärkten jedoch keinen abrupten Wandel 
erfahren, wird sich dies in absehbarer Zeit än-
dern. Der Einfluss der Covid-19-Pandemie auf 
die Entwicklung von passivem Investment ist 
zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abzusehen. 
Aktuell ist es für zivilgesellschaftliche Organi-
sationen, die sich für die (nukleare) Abrüstung 
einsetzen, noch relativ einfach, Verantwort-
liche zu benennen und Änderung der Invest-
mentrichtlinien einzufordern.9 Mit der neuen 
Komplexität des passiven Investments entsteht 
jedoch eine Verantwortungslücke.  

An dieser Stelle kommt ein weiterer wichti-
ger Punkt hinzu: Im Zuge der Finanzialisierung 
(also der Zunahme der Bedeutung und der 
Menge an Finanzkapital) unserer ökonomi-
schen Systeme entwickelten und entwickeln 

Die Entwicklungen auf dem Anlagemarkt führen 

dazu, dass bewusstes Investieren gemäß mora-

lischen Anliegen, wie zum Beispiel der Ächtung 

nuklearer Waffen, komplizierter wird
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sich immer mehr Unternehmen zu Kapitalver-
waltungsgesellschaften, das heißt, sie legen 
auf Finanzmärkten Geld zum Zwecke der Er-
wirtschaftung von Rendite an. Neben klassi-
schen Kapitalverwaltungsgesellschaften wie 
zum Beispiel Banken treten Versicherungen, 
Staaten (etwa über Gesundheitsfonds oder 
staatliche Pensionsfonds) und auch eine stetig 
wachsende Zahl an Unternehmen als Kapital-
verwaltungsgesellschaften auf.10 Wie alle ande-
ren Akteure an Finanzmärkten investieren auch 
diese gern in passive Indexfonds. 

Da es für eine Privatperson fast unmöglich 
ist, alle eigenen finanziellen Transaktionen 
und die daraus resultierenden Investitionen zu 
verfolgen, ist sie fast unweigerlich und mögli-
cherweise nicht konsensual in Investitionen in 
Unternehmen involviert, deren Zweck sie mo-
ralisch ablehnt. Dieses Problem existiert selbst-
verständlich nicht nur im Zusammenhang mit 
nuklearer Rüstung, sondern betrifft zum Bei-
spiel auch Menschen, welche die Verstromung 
von Kohle ablehnen, sich für einen Boykott 
von RWE aussprechen und über den oben be-
schriebenen Umweg trotzdem dem Konzern 
ihr Geld zur Verfügung stellen. RWE ist nämlich 
Teil des DAX, den viele passive Indexfonds ab-
bilden. Um dieses etwas abstrakte Thema noch 
ein wenig greifbarer zu machen, schauen wir 
uns ein konkretes Beispiel an: private Versiche-
rungen in Deutschland. 

Deutsche Verwicklung in  

nukleare Rüstung am Beispiel 

von Versicherungen

Im Zuge der zunehmenden Privatisierung von 
Vorsorge nimmt die Bedeutung von privatwirt-
schaftlichen Versicherungskonzernen stetig zu; 
immer mehr Menschen nutzen Angebote der 
privaten Altersvorsorge11, da sie befürchten, 
dass die staatliche nicht ausreichen wird. Neh-
men wir nun als Beispiel an, dass ich mich als 
Privatperson, die für die Ächtung von Nuklear-
waffen eintritt, gegen verschiedene Eventuali-
täten und für meinen Ruhestand durch eine 
Lebensversicherung absichern möchte. Dabei 
lege ich Wert darauf, dass ich Teil einer großen 
Versicherungsgemeinschaft bin, da diese mir 
vermeintlich die meiste Sicherheit bieten kann. 

Die drei größten privaten Versicherungsgrup-
pen nach Marktanteil in Deutschland sind die 
Allianz AG, die Munich Re und die Talanx AG. 

Ich informiere mich also bei diesen Anbie-
tern über Angebote zu Lebensversicherungen 
und lande bei meiner Recherche relativ schnell 
bei den entsprechenden Subunternehmen der 
Konzerne: der Allianz Lebensversicherung AG, 
der ERGO Vorsorge Lebensversicherung AG 
und der HDI Lebensversicherung AG. An die-
ser Stelle gibt es zwei Szenarien. Das erste: Ich 
schließe nichts ahnend einen Vertrag ab und 
beteilige mich somit an der Finanzierung von 
Atomwaffenkonzernen. Ich kann nicht damit 
rechnen, von meiner Versicherung über diesen 
Zusammenhang in Kenntnis gesetzt zu werden, 
die diese keiner derartigen Informationsver-
pflichtung unterliegt. 

Das zweite Szenario sieht wie folgt aus: Ich 
bringe vor Vertragsabschluss bereits eine ge-
wisse Skepsis gegenüber dem Investitions-
verhalten von Versicherungen mit. Von dieser 
Basis ausgehend beschließe ich, mich mit den 
selbst auferlegten Investitionskriterien der 
Konzerne auseinanderzusetzen. Bei der Allianz 
AG lande ich relativ schnell beim „ESG Integra-
tion Framework“, einem Dokument, welches 
die Ausschlusskriterien für Investitionen des 
Unternehmens festlegt. Auf Seite 16 des Doku-
ments finde ich die Aussage, dass die Allianz 
AG Investitionen in Unternehmen ausschließt, 
welche in irgendeiner Art und Weise an der 
Produktion, der Wartung oder dem Handel von 
„kontroversen Waffen“ in Verbindung stehen. 
Da von über 80 Staaten ein Nuklearwaffenver-
botsvertrag unterschrieben wurde, gehe ich 
selbstverständlich davon aus, dass auch diese 
Waffengattung eindeutig als kontrovers ein-
gestuft wird. Dieses Verständnis teile ich nicht 
mit der Allianz AG. Nuklearwaffen finden in der 
Aufzählung kontroverserer Waffen keinen Platz, 
wie ich auf Seite 33 nachlesen kann. Zur Er-
läuterung: Der Vertrag wurde in den Vereinten 
Nationen auf den Weg gebracht und verbietet 
den ihn ratifizierenden Staaten u. a. Tests, Pro-
duktion, Weitergabe, Besitz, Lagerung und den 
Einsatz von Nuklearwaffen. 

Daraufhin versuche ich es bei der Munich 
Re und lande schnell beim Corporate-Re-
sponsibility-Bericht, welchen das Unterneh-
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men jedes Jahr publiziert. Hier suche ich zwar 
auch vergeblich nach dem kategorischen Aus-
schluss von Investitionen in Nuklearwaffen, 
kann jedoch auf Seite 22 nachlesen, dass sich 
das Unternehmen damit rühmt, nicht in ge-
ächtete Waffen zu investieren. Bei der Aufzäh-
lung geächteter Waffen sind jedoch nur Land-
minen und Streumunition zu finden; Bio- und 
Chemiewaffen scheinen kein Problem darzu-
stellen. 

Deswegen recherchiere ich auf der Web-
site der Talanx AG und stelle fest, dass sie sich 
den United Nations Principles for Responsible 
Investment (UNPRI) verpflichtet fühlen. Mit 
diesen Prinzipien versuchen die Vereinten Na-
tionen Kapitalverwaltungsgesellschaften dazu 
anzuregen, basierend auf freiwilliger Selbstver-
pflichtung Kapitalanlagen verantwortungsbe-
wusst zu tätigen. Hierbei wird unter anderem 
darauf gesetzt, dass die teilnehmenden Unter-
nehmen ESG-Kriterien (steht für: Environment, 
Social, Governance) in ihre Investmentschei-
dungen einbinden sowie auch ihr eigenes Ge-
schäftsgebaren nach diesen ausrichten. Die 
Umsetzung soll durch regelmäßiges öffent-
liches und transparentes Reporting erreicht 
werden. Die Talanx AG hat die Prinzipien aller-

dings erst im November 2019 unterzeichnet, 
weswegen zum Zeitpunkt des Verfassens die-
ses Textes noch keine Daten zur Verfügung ge-
stellt wurden. Auf der Liste der Unterzeichnen-
den der UNPRI findet sich unter anderem die 
Warburg Invest, einer der wichtigsten Akteure 
in den – wie mittlerweile gerichtlich festge-
stellt wurde – strafbaren Cum-Ex-/Cum-Cum-
Raubzügen  auf Kosten des Fiskus. Eine bloße 
Unterzeichnung der Richtlinien impliziert also 
nicht notwendig ein moralisch geleitetes In-
vestmentverhalten und/oder den Verzicht auf 
Investitionen in kontroverse Waffen. Weiterhin 
finde ich im Sustainability Report der Talanx 
AG keinen einzigen Hinweis dazu, wie sich der 

Konzern bezüglich Investitionen in Rüstungs-
konzerne verhält. 

Keine der drei größten deutschen Versiche-
rungsgesellschaften scheint also ein Interesse 
daran zu haben, nicht in nukleare Rüstung zu 
investieren. Deswegen entscheide ich mich 
– meiner persönlichen Überzeugung entspre-
chend – gegen das Abschließen einer Lebens-
versicherung. Wenn ich nicht an der Finan-
zierung von nuklearer Rüstung beteiligt sein 
möchte, bleibt mir tatsächlich keine andere 
Wahl. 

Bei Untersuchungen der Investmentport-
folios der Allianz Lebensversicherung AG, der 
ERGO Vorsorge AG sowie der HDI Lebensver-
sicherung AG lässt sich ihre Beteiligung mit 
entsprechendem Know-how relativ schnell 
nachweisen. Alle drei weisen in ihren Ge-
schäftsberichten eine Beteiligung am Black-
Rock Global Allocation Fund aus, welcher 
unter anderem den S&P500 abbildet. Dieser 
Index wird von S&P Dow Jones Indices bereit-
gestellt und beinhaltet gleich zwei Konzerne, 
welche an der Produktion nuklearer Rüstung 
beteiligt sind. Neben Boeing, der auch für die 
zivile Flugfahrt produziert, ist dies Honeywell. 
Da der Fonds den S&P500 unter anderem mit 
dem FTSE World Index kombiniert, erhält der 
Atomwaffenhersteller Safran SA an dieser Stel-
le ebenfalls Kapital.

Wie bereits weiter oben erwähnt: Sobald ich 
einem beliebigen Teil dieses Konzerns mein 
Kapital zur Verfügung stelle, kann dieses inner-
halb des Unternehmens frei verwendet wer-
den, ohne dass mir noch eine Einflussmöglich-
keit bliebe. 

Neben diesen passiven Investitionen tätigt 
insbesondere die Allianz AG umfangreiche 
Direktinvestitionen in die Nuklearwaffenpro-
duktion. Schätzungen zufolge investiert sie ins-
gesamt über 900 Millionen US-Dollar in Atom-
waffenhersteller. Neben der Allianz AG sind die 
am stärksten in nukleare Rüstung involvierten 
deutschen Kapitalverwaltungsgesellschaften 
die Deutsche Bank (ca. 6757,4 Millionen 
US-Dollar), die DZ Bank, der Mutterkonzern  
der Volksbanken-Raffeisenbanken (ca. 1525,1 
Millionen US-Dollar), die Commerzbank (ca. 
1322,3 Millionen US-Dollar), die BayernLB (ca. 
518,6 Millionen US-Dollar), die IKB Deutsche 
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Industriebank Aktiengesellschaft (ca. 163,2 
Millionen US-Dollar), die Landesbank Hessen-
Thüringen (ca. 148,1 Millionen US-Dollar), die 
KfW (ca. 115,1 Millionen US-Dollar), die Landes-
bank Baden-Württemberg (ca. 115,1 Millionen 
US-Dollar), sowie Siemens (ca. 114,1 Millionen 
US-Dollar) und Munich Re (ca. 43 Millionen US-
Dollar).12

Entgegen der Ohnmacht:  

Bestrebungen und Handlungs-

ansätze

Die Komplexität der Zusammenhänge lässt die 
Frage naheliegend erscheinen, ob es überhaupt 
erfolgversprechende Handlungsansätze gibt, 
die Finanzierung von Atomwaffenkonzernen zu 
erschweren oder zu verhindern. Einleitend sei 
gesagt, dass der effektivste und sicherste Weg 
zur Ächtung von Nuklearwaffen der politische 
ist. Wenn die jahrelange politische Kampag-
nen- und Überzeugungsarbeit ihr anvisiertes 
Ziel erreicht und eine stetig wachsende Zahl 
Nationalstaaten den Atomwaffenverbotsver-
trag unterzeichnen und ratifizieren, wird über 
dieses Instrument die größtmögliche Wirkung 
erzielt. Bis dato ist der Vertrag von 81 Staaten 
unterzeichnet und von 35 ratifiziert13. Hierbei 
wird nicht nur die staatliche Finanzierung von 
Atomwaffen verhindert, welche den Löwen-
anteil ausmacht, sondern zeitgleich ein klares 
Zeichen an Finanzmarktakteure gesendet. Es 
ist davon auszugehen, dass Banken und Ver-
sicherungen, die gerade durch die letzte Krise 
von 2007/2008 in Verruf geraten sind, stark an 
der Pflege eines positiven Images interessiert 
sind; deswegen ist durch die weitere Unter-
zeichnung und Ratifikation des Verbotsver-
trages ein teilweiser Rückzug aus der Finan-
zierung nuklearer Rüstung zu erwarten. Zum 
Ziele der Kappung von Finanzmitteln für die 
Atomwaffenproduktion reicht dieser Weg allein 
jedoch noch lange nicht. 

Neben diesem Ansatz gab und gibt es 
weitere Maßnahmen. So haben öffentliche 
Konfrontation, zivilgesellschaftliche Advo-
cacy-Bemühungen und direkte Gespräche 
dazu geführt, dass  sogar die Deutsche Bank, 
welche überdurchschnittlich häufig durch 
kontroverse und menschenrechtsverletzende 

Investitionen auffällt14, Richtlinien entwickelt 
hat, welche Investitionen in Atomwaffenkon-
zerne untersagen. Diese bestehen jedoch aus 
mehr Schlupflöchern als Verpflichtungen, und 
selbst deren Umsetzung lässt sich als mangel-
haft bezeichnen.15 Die Bemühungen der Ver-
einten Nationen zur Schaffung von Richtlinien 
für nachhaltiges Investment scheinen vielver-
sprechend und haben gewisse Erfolge her-
vorbringen können. An dieser Stelle wird ein 
großes Problem von Finanzmärkten direkt at-
tackiert: Intransparenz. Da die teilnehmenden 
Institutionen sich verpflichten, ein öffentliches 
Reporting abzulegen, werden ihre Finanzströ-
me für eine kritische Öffentlichkeit mit relativ 
geringem Aufwand einsehbar und nachvoll-
ziehbar. Sie können kommentiert und damit 

öffentlicher Druck geschaffen werden. Hierbei 
bleiben jedoch zwei Probleme unangetastet: 
Ambitionen supranationaler Institutionen 
wie der UN können potenziell durch stärkere 
Souveränitätsrechte von Nationalstaaten aus-
gehebelt werden. Weiterhin basiert der oben 
geschilderte Ansatz ausschließlich auf frei-
williger Selbstverpflichtung. Wenn ich etwas 
zu verheimlichen habe, werde ich mich kaum 
freiwillig dazu verpflichten, meine Finanzen 
vollständig öffentlich darzulegen. Dazu muss 
auf die Beteiligten öffentlicher Druck ausgeübt 
werden. So hat ICAN eine Online-Aktion durch-
geführt, in deren Rahmen unter anderem die 
Volksbanken-Raiffeisenbanken dazu aufgefor-
dert wurden, ihre kontroversen Investitionen 
abzustellen. Daraufhin rühmte sich die Ban-
kengruppe mit der Formulierung neuer Richt-
linien, die jedoch nichts an ihrer Beteiligung an 
nuklearen Massenvernichtungswaffen ändern. 
Zwar werden keine projektbasierten Kredite 
zur Entwicklung von Nuklearwaffen mehr ge-
währt, jedoch weiterhin Kredite für „allgemei-
ne Zwecke“ an Atomwaffenproduzenten ver-
geben. 

Wenn ich etwas zu verheimlichen habe, 

werde ich mich kaum freiwillig  

dazu verpflichten, meine Finanzen voll-

ständig öffentlich darzulegen
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Auch solche Methoden erzielen also nur be-
grenzte Effekte. Hinzu kommt, dass durch den 
Investitionsmechanismus passiver Indexfonds 
das bereits erwähnte Verantwortungsloch 
entsteht. Werden Kapitalverwaltungsgesell-
schaften damit konfrontiert, dass sie auf die-
sem Wege kontroverse Investitionen tätigen, 
verweisen sie zumeist darauf, dass Investie-
ren in passive Indexfonds Usus und die Ver-
antwortung bei den Fonds zu suchen ist. Die 
Fonds verweisen darauf, dass sie bloß Indizes 
abbilden, deren Schaffung nicht in ihrer Ver-
antwortung liegt. Die Indexprovider ruhen sich 
auf dem Standpunkt aus, dass sie verschiede-
ne Produkte für verschiedene Wünsche ausge-
ben – unter anderem Indizes, welche strengen 
ESG-Kriterien unterliegen. Es sei also an ihren 
Kund_innen, diese Entscheidung zu treffen. 

Es gab verschiedene Versuche, in diesem Zir-
kus Verantwortlichkeit zu schaffen; so forderte 
2019 die Initiative Swiss Sustainable Finance 
(deren Mitglieder immerhin ein Kapital von 
6,8 Billionen US-Dollar verwalten) Indexpro-
vider dazu auf, Unternehmen, welche an der 
Produktion kontroverser Waffen beteiligt sind, 
aus ihren Indizes zu entfernen. Die Reaktionen 
auf diese Forderung können getrost als lächer-
lich bezeichnet werden und eröffnen damit 

einen tiefen Blick auf das abstinente Verant-
wortungsbewusstsein einer krisenschaffenden 
Branche.16  

Die Situation sowie ihre Strukturen sind 
hochkomplex, die bisher getätigten Vorstöße 
waren nicht von Erfolg gekrönt und reichen 
bei Weitem nicht aus; vor allem nicht bei In-
betrachtnahme der zu erwartenden Entwick-
lungen der globalen Finanzmärkte. Die politi-
schen und gesellschaftlichen Mittel und Wege 
müssen ausgereizt werden, und es muss end-
lich ein massiver Druck auf konkret benannte 
Finanzmarktakteure ausgeübt werden.

Ein Zusammenspiel von individueller, ge-
sellschaftlicher und struktureller Ebene ist not-
wendig, um die hier gestellten Forderungen 
nach Transparenz und Verantwortungsüber-
nahme einzufordern und umzusetzen. Eines 
scheint offensichtlich: die nukleare Rüstungs-
industrie wird nicht freiwillig die Produktion 
einstellen; genauso wenig wie die Finanzbran-
che selbstständig Investitionen in die lukrative 
Branche der Massenvernichtungswaffen aus-
setzen wird. Beides ist nur in Folge von koordi-
niertem, vielfältigem und öffentlichkeitswirk-
samen Druck zu erwarten.

Politische Mehrheiten zur nuklearen Ab-
rüstung sind in Deutschland zu aktuellem 
Zeitpunkt nicht gegeben. Ohnehin ist Erfolg 
bei diesem Thema nur in fraktionsübergrei-
fender Arbeit zu suchen. Diese wird von zivil-
gesellschaftlichen Organisationen wie ICAN 
durchgeführt, welche mit Politiker_innen ver-
schiedener Fraktionen Gespräche führen, um 
sie von der Notwendigkeit eines Atomwaffen-
verbots und entsprechender politischer Hand-
lungen zu überzeugen; von kommunalpoliti-
scher über nationale und supranationale bis 
zur internationalen Ebene. Weiterhin ist die 
Schaffung einer informierten und engagierten 
Öffentlichkeit notwendig, welche ihrer Stimme 
im Diskurs Gehör verschafft. Möglich wären 
diese Prozesse selbstverständlich nicht ohne 
Individuen, welche bereit sind, Ressourcen 
einzubringen und Verantwortung zu tragen. 

Finanzmärkte und Kapitalverwaltungsge-
sellschaften dürfen sich ihrer Verantwortung 
dem Planeten und der Gesellschaft gegen-
über nicht entziehen. Aufgrund der mangeln-
den demokratischen Kontrolle und der oft 
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undurchsichtigen Kapitalströme ist die For-
derung nach Transparenz sowie der strikten 
Implementierung und Einhaltung von ESG-
Kriterien an dieser Stelle grundlegend. Un-
bedingt zu erwähnen ist hier die Kampagne 
„Don’t bank on the bomb“, welche sich seit 
Jahren für ein Divestment aus Nuklearwaffen 
einsetzt. Mittel zum Zweck sind hier Nach-
forschungen über Finanzierungszusammen-
hänge, Publikationen und direkte Gespräche 
mit Finanzmarktinstitutionen. Da an der Fi-
nanzierung von Nuklearwaffen jedoch nicht 
bloß ausgewählte Banken, sondern, wie in 
diesem Artikel gezeigt, eine Vielzahl von Ka-
pitalverwaltungsgesellschaften beteiligt sind, 
müssen diese zu der Verantwortung gezwun-
gen werden, selbstständig ihre Kunden voll-
umfänglich und transparent über kontroverse 
Investitionen ihrer Produkte zu informieren. 
Nur dadurch kann gewährleistet werden, dass 
Individuen nicht unwissentlich und oftmals 
auch unwillentlich an der Finanzierung von 
Atomwaffen beteiligt sind. Dies erfordert den 
Druck von Individuen, die zu einer Bank mit 
Moralkompass wechseln und von ihren Versi-
cherungen die Änderung der Investmentricht-
linien und Transparenz einfordern.

Denn seien wir ehrlich: Covid-19 zeigt uns, 
dass die Ressourcen unserer Gesellschaft nicht 
in Massenvernichtungswaffen gesteckt werden 
dürfen, sondern an anderen Stellen dringend 
gebraucht werden. 
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